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Verwaltungsgemeinschaft Buchloe 
für die Stadt Buchloe und die Gemeinde Jengen 
Rathausplatz 1 
86807 Buchloe 

Planfeststellung nach §§ 17 ff. Bundesfernstraßengesetz (FStrG) i. V. m. Art. 72 ff. Bayeri-

 

sches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) mit integrierter Umweltverträglichkeits-
prüfung 

66055501 

Das Staatliche Bauamt Kempten, hat für'' das oben genannte Bauvorhaben das Planfeststellungs-
verfahren beantragt. Für das Vorhaben wird gern. § 6 i.V.m. Anlage 1 Ziffer 14.4 UVPG eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. 

1. Zur Verbesserung der Verkehrssicherheit und der Verkehrsqualität ist geplant, die bisher 
dreistreifige B 12 zwischen dem Ortsteil Untergermaringen der Gemeinde Germaringen und 
der Anschlussstelle Jengeri/Kaufbeuren an die A 96 (Bau-km 0+000 bis Bau-km 10+200) auf 
einer Länge von 10,2 km vierstreifig auszubauen. Der Ausbau erfolgt bestandsnah durch einen 
einseitigen Anbau, je nach den örtlichen Gegebenheiten entweder westlich oder östlich des 
Bestandes. 

Zum Schutz der betroffenen Anwohner ist in ,Lindenberg in Fahrtrichtung Kempten auf einer 
Länge von 1360 m eine Lärmschutzanlage mit einer Höhe von 2,50 bis 3,00 m über Fahr-

 

bahnoberkante vorgesehen. Im Bereich von Jengen ist südlich der Anschlussstelle Jengen in 
Fahrtrichtung Buchloe auf einer Länge von 655 m eine Lärmschutzanlage mit einer Höhe von 
2,00 bis 2,50 m über Fahrbahnoberkante geplant. Damit werden für die Wohnbebauung die 
Grenzwerte der 16. BlmSchV eingehalten. 

Für den Ausgleich dieses Eingriffs in Natur und Landschaft sind entsprechende naturschutz-
rechtliche und landschaftspflegerische Maßnahmen vorgesehen. Für das Vorhaben einschließ-
lich der naturschutzrechtlichen und landschaftspflegerischen Vermeidungs-, Ausgleichs-,, Er-
satz- und Gestaltungsmaßnahmen werden Grundstücke in den Gemarkungen Untergermarin-
gen und Ketterschwang (Gemeinde Germaringen), Weinhausen und Jengen (Gemeinde Jen-
gen), Lindenberg und Buchloe (Stadt Buchloe), Bertoldshofen (Stadt Marktoberdorf), Dösingen 
(Gemeinde Westendorf), Egelhofen (Markt Pfaffenhausen), sowie Kraftisried (Gemeinde Kraf-
tisried) beansprucht. Der Plan enthäit auch Widmungen, Umstufungen und Einziehungen von 
öffentlichen Straßen sowie wasserrechtliche Erlaubnisanträge. 

2. Für das Vorhaben besteht eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung gemäß § 6 UVPG. 

Daher wird darauf hingewiesen, 



dass die für das Verfahren und die Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens 
zuständige Behörde die Regierung von Schwaben ist, . 

• dass über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungsbeschluss entschie-

 

den werden wird, • 
• dass die-Anhörung zu den ausgelegten Planunterlagen auch die Einbeziehung der Öf-

fentlichkeit zu den UmweltauSwirkungen des Vorhabens gern. § 18 Abs. 1 UVPG ist 
und ein UVP- Bericht vorgelegt wurde irnd , . 

• dass die ausgelegten Planunterlagen' die nach § 19 Abs. 2 UVPG notwendigen Anga-

 

• ben enthalten. Das sind insbesondere: . 

- Erläuterungsbericht (Unterlage 1) 
- Verkehrsgutachten (Unterlage 22) 
- Lagepläne (Unterlage 5) 
- Höhenpläne (Unterlage 6) 
- Lagepläne Immissionsschutzmaßnähmen (Unterlage 7) 
- Landschaftspflegerischer Begleitplan 

• Maßnahmenübersichtsplan (Unterlage 9.1) 
• Maßnahmenpläne (Unterlage 9.2) 
• Maßnahmenblätter (Unterlage 9.3) 
• Vergleichende Gegenüberstellung (Unterlage 9.4) 

- Grunderwerb (Unterlage 10) j.. ' 
• Grunderwerbspläne (Unterlage 10.1, Blatt-Nrn. 1 bis 4) 
• Grunderwerbsverzeichnis (Unterlage 10.2) 

- Regelungsverzeichnis (Unterlage 11) 
.- Regelquerschnitt (Unterlage 14) 
- Immissionstechnische Untersuchungen (Unterlage 17) 
- Wassertechnische Untersuchungen (Unterlage 18) 
- Umweltfachliche Untersuchungen (Unterlage 19) 

• Landschaftspflegerischer Begleitplan — Textteil (Unterlage 19.1.1), 
• Bestands- und Konfliktplan (Unterlage 19.1.2), 
• Umweltfachliche Untersuchungen — Artenschutzbeitrag (ASB) (Unterlage 19.1.3) - 
• Umweltfachliche Untersuchungen — UVP-Bericht (Unterlage 19.4.1) 
• Umweltfachliche Untersuchungen --, Voruntersuchung — UVS (Unterlage 19.4.2) 

Die nachfolgenden Hinweise gelten 'auch für die Unterrichtung der Öffentlichkeit im Rahmen 
der Umweltverträglichkeitsprüfung. 

3. Zuständig für die Durchführung des Planfeststellungsverfahrens sowie für die Erteilung von 
Auskünften und die. Entgegennahme von Äußerungen und Fragen ist die Regierung von 
Schwaben, Sachgebiet 32, Fronhof 10, 86152 Augsburg. Auskünfte über das Bauvorhaben 
selbst erteilt auch das Staatliche 'Bauamt Kempten, Bereich Straßenbau, . Rottachstr. 13, 
87439 Kempten (Allgäu). , 

4. Der Plan liegt in der Zeit von  

Dienstag, den 16. Juni 2020, bis einschließlich Mittwoch, den 15. Juli 2020 

zur allgemeinen Einsichtnahme aus 
in der Verwaltungsgemeinschaft Buchloe; Rathausplatz 1, 86807 Buchloe, von 

Montag 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr, 
Dienstag 08:00 Uhres 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
Mittwoch 08:00 Uhr 6is :(:)0 Uhr, 



Donnerstag 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr und 
Freitag 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr. 

Die Einsichtnahme. ist wegen der erforderlichen Maßnahmen zum Schutz vor Corona-
Infektionen ausschließlich nach vorheriger Anmeldung bei der Verwaltungsgemeinschaft unter 
Tel.-Nr. 08241/5001•-32 möglich. Sie' findet in einem gesonderten Raum statt, der nur einzeln 
oder von Personen, die demselben Hausstand angehören, betreten werden kann. 

Zusätzlich besteht die Möglichkeit, die Planunterlagen während des Auslegungszeitraums auf 
der Internetseite der . Regierung von Schwaben unter 
httrE/Arvww.regierunq.schwaben.bayern.de einzusehen. Es wird ausdrücklich darauf hingewie-
sen, dass nur die offiziell in den vom Vorhaben betroffenen Gemeinden ausgelegten Planun-
terlagen und die in dieser Bekanntmachung enthaltenen Angaben für das Verfahren rechtlich 
verbindlich sind. Die Bereitstellung der Unterlagen im Internet erfolgt ohne Gewähr auf Voll-
ständigkeit und Übereinstimmung mit den amtlichen Auslegungsunterlagen (Art. 27a Abs. 1 
BayVwVfG). Diese Bekanntmachung wird auch im Internet unter www.buchloe.de veröffent-
licht. 

5. Diese ortsübliche Bekanntmachung cilient auch der Benachrichtigung der Vereinigungen nach 
Art. 73 Abs. 4 Satz 5 BayVwVfG von ider Auslegung des Plans. 

6. Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann Einwendungen gegen den 
Plan bis spätestens einen Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist (§ 21 Abs. 2 UVPG), das ist 
bis zum 

Ablauf der Einwendungsfilst 

schriftlich oder zur' Niederschrift bei Verwaltungsgemeinschaft Buchloe, Rathausplatz 1, 
86807 Buchloe, oder bei der Reöierung von Schwaben, Sachgebiet 32, Fronhof 10, 
86152 Augsburg, erheben. Maßgeblich ist das Eingangsdatum bei der Verwaltungsbehörde. 
Durch E-Mail können Einwendungen rechtswirksam nur erhoben werden, wenn diese mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz versehen und an die Adresse 
poststelle©reg-schw.bayern.de gerichtet sind. Die Einwendung muss den geltend gemachten 
Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. Bei grundstücksbezogenen 
Einwendungen sollte möglichst die Flurnummer und Gemarkung des Grundstücks angegeben 
werden. Vereinigungen nach Art. 73 'Abs. 4 Sitz 5 BayVwVfG können innerhalb der o. g. Frist 
Stellungnahmen zu dem Plan abgeben. 

Nach Ablauf der Einwendungsfrist sind für dieses Verwaltungsverfahren alle Äußerungen, die 
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, ausgeschlossen (Art. 73 Abs. 4 Satz 3 
BayVwVfG, § 21 Abs. 4 UVPG). Dies gilt auch für Äußerungen von Vereinigungen. 

Bei Einwendungen, die von mehr als, 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in 
Form vervielfältigter'gleichlautender Texte (gleichförmige Einwendungen) eingereicht werden, 
ist ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner 
für das Verfahren zu benennen, soweit er nicht von ihnen als Bevollmächtigter (z. B. Rechts-
anwalt) bestellt worden ist. Diese Angaben müssen deutlich sichtbar auf jeder mit einer Unter-
schrift versehenen Seite enthalten sein, andernfalls können diese Einwendungen unberück-
sichtigt bleiben. 

7. Nach Ablauf der Einwendungsfrist entscheidet die Regierung von Schwaben nach pflichtge-
mäßem Ermessen, ob die rechtzeitig erhobenen Einwendungen und Stellungnahmen in einem 



Termin erörtert werden (§ 17a Nr. 1 FStrG). Findet ein Erörterungstermin statt, wird dieser ge-
sondert ortsüblich bekannt gemacht. Diejenigen,. die Einwendungen erhoben haben bzw. bei 
gleichförmigen Einwendungen deren, Vertreter oder Bevollmächtigte, werden von .dem Erörte-
rungstermin gesondert benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, 
können sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 

Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine 
schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben ist. 

Bei Ausbleiben eines Beteiligtem in ,dem Ereterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt 
werden. Das Anhörungsverfahren ist !mit Abschluss des Erörterungstermins beendet. 

Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich.. 

8. Aufwendungen für die Einsichtnahme in den Plan, Erhebung von Einwendungen bzw. Abgabe 
von Stellungnahmen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung werden nicht 
erstattet. 

9. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung zumindest dem Grun-
de nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, 'sondern in einem geson-
derten Entschädigungsverfahren behandelt. Dies betrifft insbesondere den Grunderwerb. 

10..Über die Einwendungen und StelluMgnahmen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens 
durch die Regierung von Schwaben Planfeststellungsbehörde — entschieden. Die Zustellung 
der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) 'an die Einwender und diejenigen, die eine Stel-
lungnahme abgegeben haben, kann 'durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn 
mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind. 

11. Mit Beginn der Auslegung des Plans treten die Anbaubeschränkungen nach § 9 FStrG und die 
Veränderungssperre nach § 9a FStrG in .Kraft. Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt dem 

• Träger der Straßenbaulast ein Vorkaufsrecht' an den vom Plan betroffenen Flächen zu (§ 9a 
Abs. 6 FStrG). 

12. Hinweis zur Datenschutz-Grundverordnung (DSGV0): 
Im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit im o. g. Planfeststellungsverfahren werden die 
erhobenen Einwendungen und darin mitgeteilten personenbezogenen Daten ausschließlich 
für das Planfeststellungsverfahren von der Planfeststellungsbehörde erhoben, gespeichert 

•und verarbeitet. Die persönlichen Daten werden benötigt, um die Betroffenheit beurteilen zu 
können. Sie werden so lange gespeichert, wie' dies unter Beachtung der gesetzlichen Aufbe-
wahrungsfristen für die Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Die Daten können an den Vorha-
bensträger und seine mitarbeitenden Büros zur Auswertung der Stellungnahmen weitergege-
ben werden. Insoweit handelt es sich um eine erforderliche und somit rechtmäßige Verarbei-
tung aufgrund einer, rechtlichen Verpflichtung gern. Art. 6 Abs. 1 Satz 1 c) DSGVO. 

Buchloe, 23.05.2020 

Josef Schweinberger, Gemeinschaftsvorsitzender 
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